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Inseln der Europäischen Union: 
Ausgangslage und Herausforderungen 
für die Zukunft 
Inseln und Inselregionen 

Von den Inseln (einschließlich der kleineren 
Inseln) der Europäischen Union (EU) ist keine 
systematische oder harmonisierte Liste 
verfügbar. Schätzungen in einigen neueren 
Quellen belaufen sich jedoch auf etwa 2 400 
bewohnte Inseln in der EU-28. Die Inseln 
gehören zu 13 Mitgliedstaaten, nämlich zu 
Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, 
Frankreich, Griechenland, Italien, Kroatien, 
den Niederlanden, Polen, Portugal, 
Schweden und Spanien. (Irland, Malta und 
Zypern sind Inselmitgliedstaaten.) Nach 
dem Austritt des Vereinigten Königreichs 

aus der EU zählen dessen Inselgebiete nicht mehr zu den Inseln der Europäischen Union. 
Anzumerken ist, dass es innerhalb der Inseln eine gesonderte Kategorie von Gebieten in äußerster 
Randlage gibt. Diese gehören zwar zu Frankreich, Spanien und Portugal, liegen aber weit von 
Europa entfernt, zum Beispiel im Atlantischen oder Indischen Ozean. 

Gemäß der Typologie von Eurostat werden Inseln als Inselregionen der NUTS-3-Ebene1 eingestuft, 
die nicht nur aus einem einzelnen Inselgebiet, sondern aus mehreren Inseln bestehen können. 
Einige Inseln gehören jedoch zu NUTS-3-Regionen, die auch Festlandgebiet mit abdecken, und 
gelten daher nicht als Inselregionen, sondern als Inseleinheiten. Aufgrund dieser Art der regionalen 

                                                             
1 Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) der Europäischen Union auf Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der 
Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS). Zu den aktuellsten Informationen zum Zeitpunkt des  Verfassens der vorliegenden Analyse 
siehe: https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/nuts/background 

Das vorliegende Dokument ist die Zusammenfassung der Studie zum Thema „Inseln der EU“. Die 
vollständige Studie kann auf Englisch unter folgender Adresse heruntergeladen werden: 
https://bit.ly/3l4iAX0 

https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/docs/pages/initiative_4_islands_en.pdf
https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/docs/pages/initiative_4_islands_en.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1412076613803&uri=CELEX:32003R1059
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1412076613803&uri=CELEX:32003R1059
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1412076613803&uri=CELEX:32003R1059
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/nuts/background
https://bit.ly/3l4iAX0
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Gruppierung durch Eurostat ist es zwar möglich, Daten zu Inseln abzurufen (z. B. Bevölkerungszahl, 
BIP, usw.), jedoch nur für Inseln, die Teil von Inselregionen sind, und auch nur für 11 Mitgliedstaaten, 
da in Polen, Deutschland und Estland sämtliche Inseln Teil von NUTS-3-Küstenregionen sind. 

Nach den Eurostat-Daten für 2020 lebte in den europäischen NUTS-3-Inselregionen (also mit 
Ausnahme von Inseln, die Teil europäischer NUTS-3-Festlandregionen sind) eine Bevölkerung von 
insgesamt mehr als 20,5 Millionen Einwohnern, was einer Zunahme von 2 % gegenüber 2016 
entspricht. Die Inselbewohner dieser NUTS-3-Inselregionen machen 4,6 % der Bevölkerung in der 
EU aus. Davon abgesehen fehlt es an statistischen Daten zur genauen Bevölkerungszahl der Inseln 
in der Europäischen Union. Für ein tiefergehendes Verständnis der Situation der Inseln wäre eine 
Erfassung von geografisch feiner gegliederten Daten erforderlich. Möglicherweise können jedoch 
die Beschränkungen der verfügbaren quantitativen Angaben nicht so schnell und leicht 
überwunden werden. 

Politischer Hintergrund 
In der Gesetzgebung der EU sind Inseln als gesonderte Gebiete anerkannt, da ihre Insellage und ihre 
Abgelegenheit besondere entwicklungspolitische Herausforderungen darstellen. In den 
Artikeln 174 und 349 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sind Inseln 
als Gebiete mit bestimmten geografischen Besonderheiten beschrieben und es wird eine klare 
rechtliche Grundlage für Sondermaßnahmen für Gebiete in äußerster Randlage geschaffen. 

In kohäsionspolitischen Bestimmungen werden Inseln in der Regel mit Bergregionen und Gebieten 
mit geringer Bevölkerungsdichte zusammengefasst und unterliegen somit keinen auf sie 
zugeschnittenen Bestimmungen. Zumeist werden sie der Kategorie der „weniger entwickelten“ 
Regionen zugeordnet. Die Gebiete in äußerster Randlage lassen sich hingegen besser als eine 
Kategorie definieren, sodass dafür ein gezielterer Ansatz im Rahmen des europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds (ESIF/ESI-Fonds) sowie konkrete Bestimmungen in mehreren Politikbereichen der 
EU vorhanden sind. Im Programmplanungszeitraum 2014–2020 profitierten Inseln vornehmlich von 
Sonderegeln zur thematischen Konzentration und Anpassung von Kofinanzierungssätzen sowie 
mitunter von zusätzlichen Mitteln zur Erreichung politischer Ziele. Auf Grundlage der 
Kompromisstexte, die zum Zeitpunkt des Erstellens dieser Analyse verfügbar waren, scheint der 
Programmplanungszeitraum 2021–2027 in seinen Ansätzen früheren Zeiträumen zu folgen; neu ist 
die Einführung konkreter Bestimmungen für die territoriale Zusammenarbeit von Gebieten in 
äußerster Randlage. 

Aufgrund der Diversität der Inseln gibt es nicht für alle von ihnen eine gemeinsame europäische 
Strategie. Es liegen jedoch verschiedene makroregionale Strategien, die sich auf Inseln im 
Zusammenhang mit Küstengebieten in bestimmten Meeresbecken richten, sowie eine europäische 
Strategie für die Regionen in äußersten Randlagen vor. Auf EU-Ebene werden die Interessen der 
Inseln durch verschiedene Organisationen vertreten, die zudem eine Grundlage für die 
Zusammenarbeit bei Projekten und anderen Initiativen darstellen. 

Aktuelle Herausforderungen und Empfehlungen 
Da Inseln in erster Linie durch eine physische ‚Trennung‘ vom Festland gekennzeichnet sind, 
herrscht Einvernehmen darüber, dass viele der Herausforderungen, vor denen diese Gebiete stehen, 
auf dauerhafte  Konditionalitäten wie die Abhängigkeit vom See- und Luftverkehr zurückzuführen 
sind. 

Angesichts des Mangels an verfügbaren Grundstücksflächen sind die Wirtschaftssysteme von Inseln 
oftmals von einer begrenzten Anzahl von Sektoren abhängig (die mitunter saisonaler Natur sind) 
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und stehen vor einem ständigen Dilemma zwischen Erhaltung und  Erschließung von Land zur 
weiteren Entwicklung (Wirtschaftstätigkeit, Infrastruktur, Wohnungsbau usw.). Dabei müssen die 
meisten Inselgebiete immer noch in grundlegende Infrastruktur wie Straßen, Wasserversorgung 
und Abfallentsorgungsanlagen investieren. Daher sind  Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse nicht auf allen Inseln vollständig entwickelt, was einen gewissen Trend  zur Abwanderung 
auf der Suche nach einer besseren Lebensqualität  verursacht. Die COVID-19-Pandemie hatte 
negative Auswirkungen auf Inselgemeinschaften. Hierzu gehören zum Beispiel eine Krise im 
Gesundheitswesen, der Verlust von Arbeitsplätzen, die Ernährungssicherheit, Freizügigkeit und 
Reisen sowie Auslandsüberweisungen. Es bleibt abzuwarten, inwiefern die Pandemie das Inselleben 
beeinflusst hat und ob die neuen europäischen Instrumente wie der Fonds für einen gerechten 
Übergang und REACT-EU entscheidend und ausreichend zur wirtschaftlichen Erholung beitragen 
werden. 

Die Inseln der EU sahen sich in den vergangenen 10 Jahren fortwährend im Spannungsfeld zwischen 
wirtschaftlicher Entwicklung und Nachhaltigkeit. Überdies sind die meisten Inseln von Wasser- und 
Energieimporten, fossilen Brennstoffen und nicht nachhaltigen Transportmitteln selbst bei 
grundlegenden Aktivitäten abhängig. Mit dem Grünen Deal der EU als einem der wichtigsten 
Eckpfeiler der Zukunft für die Europäische Union und der geltenden Mitteilung über die blaue 
Wirtschaft sind Inseln gleich doppelt gefordert: zum einen   beim Thema wirtschaftliche Erholung 
und zum anderen  beim Thema Nachhaltigkeit.Gleichzeitig stehen ihnen weniger Ressourcen als 
Regionen auf dem Festland zur Verfügung. Daher erfordert ihre Situation eine besondere 
Abstimmung von Bemühungen und Ressourcen für eine erfolgreiche  wirtschaftliche Erholung nach 
der Pandemie sowie den richtigen Übergang hin zu einer grünen, digitalisierten und 
widerstandsfähigen Zukunft. 

Die in dieser Studie enthaltenen Empfehlungen stammen u. a. aus verschiedenen strategischen 
Dokumenten, Studien, Berichten und Grundsatzpapieren sowie Diskussionen mit 
Interessensträgern und konzentrieren sich insbesondere auf: intelligente und widerstandsfähige 
Inseln, nachhaltige Energiewirtschaft, bessere Anbindung an das Festland, erhöhte Lebensqualität 
und Chancen für die Bewohner und Bemühungen um eine eigens auf sie zugeschnittene 
europäische Strategie. Zusammengenommen müssen Inseln in der Zukunft belastbarer werden 
und über ausreichend Mittel verfügen, um besser mit Situationen wie Naturkatastrophen und 
Gesundheitskrisen umzugehen. Dazu gehört, dass Inseln eine nachhaltige Wirtschaft aufbauen 
sollten, die weniger saisonabhängig und breiter aufgestellt ist. 

Obwohl Inseln auf europäischer Ebene eine gewisse Aufmerksamkeit zukommt, liegen zukünftige 
Interventionen vor allem in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und ihrer nationalen und 
regionalen Grundsatzpapiere, strategischen Dokumente, Programme und Projekte. Im Hinblick auf 
die Vertretung ihrer Interessen bei der Politikgestaltung, Erfahrungsaustausch und den Erhalt 
zusätzlicher technischer Unterstützung gibt es jedoch Raum für Verbesserungen. Dies kann 
beispielsweise über eine Zusammenarbeit mit anderen in Artikel 174 AEUV genannten Gebieten 
und durch einen besser abgestimmten Austausch von Erfahrungen und Know-how erfolgen. 

Dabei stellen individuelle Chancen, Lösungen und politische Maßnahmen keine Privilegien für 
Inseln der Europäischen Union dar, sondern eine Möglichkeit, ihr Überleben als einzigartige 
Landschaften zu gewährleisten und ihr Erbe sowie die Gemeinschaften zu bewahren, die dort seit 
Jahrhunderten leben. Es wird ein erheblicher Koordinierungsaufwand auf europäischer bis auf die 
makroregionale, nationale und regionale Ebene nötig sein, um die vorgeschlagenen Empfehlungen 
und die verfügbaren Politikinstrumente zur Stärkung des Insellebens bestmöglich anzuwenden. 

  

https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/214/just-transition-fund-jtf-
https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/214/just-transition-fund-jtf-
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/QANDA_20_948
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52012DC0494
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52012DC0494
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Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3l4iAX0 

Weitere Informationen über Forschungsarbeiten der Fachabteilung für den Ausschuss für regionale 
Entwicklung: https://research4committees.blog/regi/ 
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Dieses Dokument ist im Internet unter folgender Adresse abrufbar: www.europarl.europa.eu/supporting-analyses 

https://bit.ly/3l4iAX0
https://research4committees.blog/regi/
https://twitter.com/PolicyREGI?lang=en
mailto:Poldep-cohesion@ep.europa.eu
http://www.europarl.europa.eu/supporting-analyses
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